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(2) Für die Aufbewahrung von offenem radioaktiven Ma­
terial in Arbeitsräumen können höhere Aktivitäten in der 
Genehmigung zugelassen werden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für den Verkehr mit 
radioaktiven Ausgangsmiaterialien.

(4) Die Anforderungen an Bau und Ausrüstung für die 
Arbeitsräume werden gesondert geregelt.

§35
Oberflächenkontaminationen

(1) Oberflächenkontaminationen sollten die in Anlage 2 
Tabelle 3 festgelegten Werte nicht überschreiten.

(2) Übersteigt die Oberflächenkontamination
— die in Anlage 2 Tabelle 3 Ziffern 1 bis 4 angegebenen 

Werte nach mehrfacher feuchter Dekontamination mit 
milden Dekontaminationsmitteln

— oder die in Tabelle 3 Ziffern 4 bis 6 angegebenen Werte 
nach mehrfachem normalen Waschen oder die in Tabelle 3 
Ziff. 7 angegebenen Werte nach Dekontamination mit 
Seife und Bürste ohne Beschädigung der Haut,

sind weitere Maßnahmen nach einer Einschätzung der zu 
erwartenden Strahlenbelastung unter möglichst weitgehen­
der Berücksichtigung der realen Belastungsbedingungen 
festzulegen. Dabei sind Richtlinien des Staatlichen Amtes 
für Atomsicherheit und Strahlenschutz oder Festlegungen 
bei der Erteilung der Erlaubnis zu berücksichtigen.

§36
Prüfung umschlossener Strahlenquellen

(1) Umschlossene Strahlenquellen sind auf Unversehrtheit, 
Dichtigkeit, Kontamination und Einhaltung der vorgege­
benen Einsatzdauer zu prüfen.

(2) Die Prüfabstände sowie die Art der Prüfung werden 
gesondert geregelt.

(3) In Abhängigkeit von der Arbeitssituation ist gegebe­
nenfalls eine dichtere Folge von Prüfungen zu veranlassen, 
um die Dichtigkeit und den Ausschluß von Kontaminationen 
zu sichern.

(4) Stellt sich bei der Prüfung heraus, daß umschlossene 
Strahlenquellen beschädigt, undicht oder kontaminiert sind, 
ist entsprechend den Festlegungen über das Verhalten bei 
außergewöhnlichen Ereignissen zu verfahren.

(5) Den umschlossenen Strahlenquellen sind solche radio­
aktiven Stoffe gleichzusetzen, die den Anforderungen an 
umschlossene Strahlenquellen entsprechen.

Zu § 16 Abs. 2 der Verordnung:
§37

Schutzeinrichtungen
Arbeitsstätten und Arbeitsmittel für die Anwendung der 

Atomenergie sind im erforderlichen Umfang mit technischen 
Einrichtungen zur Verhinderung unbeabsichtigter Strahlen­
belastungen (Schutzeinrichtungen) auszurüsten. Schutzein­
richtungen sind redundant und zwangsläufig wirkend aus­
zulegen und in regelmäßigen Abständen auf ihre Wirk­
samkeit zu kontrollieren. Diese Kontrollen sind zu proto­
kollieren. Bei aufgetretenen Mängeln ist durch den verant­
wortlichen Mitarbeiter in Abstimmung mit dem Strahlen­
schutzbeauftragten zu entscheiden, ob und unter welchen 
Bedingungen ein Weiterbetrieb erfolgen kann. Bei Repara­
tur- und Wartungsarbeiten dürfen Schutzeinrichtungen nicht 
dauerhaft entfernt oder unwirksam gemacht werden.

§38
Instandhaltung

Die Leiter der Betriebe, in denen Strahleneinrichtungen 
eingesetzt werden, haben deren Instandhaltung zu gewähr­
leisten. Technische Überprüfungen sind innerhalb der in der 
Strahlenschutzbauartzulassung genannten Fristen durch 
einen Betrieb vorzunehmen, der im Besitz einer vom Staat­
lichen Amt für Atomsicherheit und Strahlenschutz erteilten

Genehmigung zur Durchführung von Reparatur- und War­
tungsarbeiten ist.

Zu § 16 Abs. 3 der Verordnung:
§39

Strahlenschutzordnung
(1) In der betrieblichen Strahlenschutzordnung sind unter 

Berücksichtigung der konkreten Einsatzbedingungen und 
Arbedtsaufgaben die Vorschriften über das Arbeitsverhalten, 
die Arbeitsorganisation, Instandhaltungstechnologien und 
die Strahlenschutzüberwachung einschließlich der autorisier­
ten und betrieblichen Grenzwerte oder Referenzschwellen 
sowie deren Anwendung festzulegen.

(2) Die betriebliche Strahlenschutzordnung bedarf der Be­
stätigung durch das Staatliche Amt für Atomsicherheit und 
Strahlenschutz oder kann von ihm vorgegeben werden und 
ist auf dem neuesten Stand zu halten. Für einzelne Arbedts- 
vorhaben ist erforderlichenfalls die betriebliche Strahlen­
schutzordnung vom verantwortlichen Mitarbeiter durch 
Strahlenschutzinstruktionen zu konkretisieren. Die Strahlen­
schutzinstruktionen sind vom Strahlenschutzbeauftragten zu 
bestätigen.

§40
Belehrungen

(1) Strahlenwerktätige und Bedienungspersonal müssen 
vor Aufnahme der Arbeit über die Gefahren bei der An­
wendung der Atomenergie, über ihre Pflichten im Strahlen­
schutz sowie auf der Grundlage der betrieblichen Strahlen­
schutzordnung über Schutzmaßnahmen und sachgemäßes 
Verhalten, insbesondere bei außergewöhnlichen Ereignissen, 
aktenkundig belehrt werden. Die Belehrungen sind durch 
praktische Übungen zu ergänzen. Sinngemäß ist bei Besu­
chern zu verfahren, die Strahlenschutzbereiche betreten. Die 
Leiter der Betriebe haben die Durchführung dieser Beleh­
rungen zu sichern. Bei den Belehrungen sind die für das 
gegebene Arbeitsgebiet erlassenen Arbeitsschutz- und 
Brandschutzanordnungen sowie Richtlinien zu berücksichti­
gen.

(2) Strahlenwerktätige und Bedienungspersonal sind in Ab­
ständen von 3 Monaten und bei Wiederaufnahme der Tätig­
keit nach längerer Arbeitsunterbrechung über den Strahlen­
schutz zu belehren. Belehrungen sind auch dann durchzu­
führen, wenn bei der Einführung neuer Arbeitsgebiete oder 
durch Änderung der Arbeitsmethoden Veränderungen der 
Strahlenschutzsituation zu erwarten sind.

§41
Pflichten von Strahlenwerktätigen 

und Bedienungspersonal
Strahlenwerktätige und Bedienungspersonal haben die 

Strahlenschutzvorschriften sowie Grenzwerte und Bedingun­
gen des nuklear sicheren Betriebs von Kernanlagen gewis­
senhaft einzuhalten und ihre Arbeit so auszuführen, daß 
sie sich und andere nicht gefährden. Sie sind verpflichtet, 
dem verantwortlichen Mitarbeiter oder Strahlenschutzbeauf­
tragten auftretende Mängel im Strahlenschutz und außer­
gewöhnliche Ereignisse unverzüglich zu melden.

Zu § 16 Absätze 4 und 5 der Verordnung:
§42

Nachweisführung und Aufbewahrung
(1) Über den Eingang, die Verwendung und den Verbleib 

von radioaktiven Stoffen ist ein Nachweis zu führen. Bei 
Verlust von radioaktiven Stoffen ist gemäß den Festlegungen 
über das Verhalten bei außergewöhnlichen Ereignissen zu 
verfahren.

(2) Radioaktive Materialien und radioaktive Abfälle sind 
in speziellen Aufbewahrungsräumen und -behältnissen aus 
schwer brennbaren Baustoffen unter Verschluß aufzubewah­
ren. Mit radioaktiven Materialien und radioaktiven Abfällen 
dürfen nicht zusammen auf bewahrt werden:


